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II/C 2: EVL – Energieversorgung Leverkusen GmbH Co. KG – Schreiben vom 05.01.2023 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1): 

Kenntnisnahme. Eine Berücksichtigung und Verlegung von auf dem Vorhabengrundstück 
laufenden (Hausanschluss-)Leitungen kann im Rahmen der hochbaulichen Planungen final 
abgestimmt werden.  

Zu 2): 

Kenntnisnahme. Die Bestandsleitungen sowie das Fernmelderohr verlaufen außerhalb des 
Vorhabengrundstücks innerhalb der zukünftigen öffentlichen Verkehrsflächen. Eine 
Berücksichtigung und Verlegung von in öffentlichen Verkehrsflächen laufenden Leitungen kann 
im Rahmen der Ausführungsplanung final abgestimmt werden. 

Zu 3) und 4): 

Kenntnisnahme. Die Bestandsleitungen verlaufen außerhalb des Vorhabengrundstücks innerhalb 
der zukünftigen öffentlichen Verkehrsflächen bzw. innerhalb parallel zum Europaring befindlichen 
Geh- und Radweg. Die Bestandsleitungen wurden im Rahmen der Planung zum Umbau des 
Knotenpunktes Europaring / Planstraße berücksichtigt. Eine Berücksichtigung und Verlegung von 
auf dem Vorhabengrundstück laufenden (Hausanschluss-)Leitungen kann im Rahmen der 
hochbaulichen Planungen final abgestimmt werden. Eine Berücksichtigung und Verlegung von in 
öffentlichen Verkehrsflächen laufenden Leitungen kann im Rahmen der Ausführungsplanung final 
abgestimmt werden. 

Zu 5): 

Kenntnisnahme.  

Zu 6): 

Kenntnisnahme.  

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/C 3: Fachbereich 31 – Schreiben vom 30.01.2023 

 

 

 

 

 

1) 

 

 

2) 

 

 

 

3) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  



   Vorhabenbezogener Bebauungsplan V 36/I         

138 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1): 

Kenntnisnahme.  

Zu 2): 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. Die derzeit auf dem Europaring bestehenden 
Aufstellflächen für Busse sind nur vorrübergehend während der Umbauphase der Heinrich-von-
Stephan-Straße. Die Länge der erforderlichen Aufstellflächen, die nach dem Umbau der Heinrich-
von-Stephan-Straße innerhalb dieser zukünftig zur Verfügung stehen, wurden mit der wupsi 
GmbH im Vorfeld der Umbaumaßnahme abgestimmt. Daher wird durch die Umsetzung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans V 36/I keine Betroffenheit gesehen. Die wupsi GmbH 
wurde zudem am Verfahren beteiligt; eine Stellungnahme wurde jedoch nicht abgegeben.  

Zu 3): 

Kenntnisnahme. Eine Klärung erfolgt gemäß Erläuterungsbericht zum Rahmenplan Postgelände 
(Ratsbeschluss am 19.12.2022) unabhängig vom Verfahren zum vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan V 36/I.  

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Der Stellungnahme zur Abstimmung mit der wupsi GmbH zum Wegfall von Aufstellflächen auf 
dem Europaring wird nicht gefolgt.  

Die restlichen Inhalte der Stellungnahme werden zur Kenntnis genommen.  
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II/C 4: TBL – Technische Betriebe der Stadt Leverkusen AöR – Schreiben vom 
03.02.2023 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1): 

Kenntnisnahme.  

Zu 2): 

Kenntnisnahme. Die Hinweise betreffen den Durchführungsvertrag zum vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan V36/I und sind in diesem bereits berücksichtigt.  

Eine gezielte Versickerung des anfallenden Regenwassers ist im Bestand auf dem Postgelände 
aufgrund der überwiegend vorliegenden Versiegelung nicht möglich. Auch zukünftig wird eine 
gezielte Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers nicht möglich sein. Die Teile des 
Plangebiets V 36/I, in denen das Vorhaben „Büro- Dienstleistungs- und Beherbergungsquartier“ 
errichtet wird, werden zukünftig nahezu vollständig mit Tiefgaragen unterbaut sein, was zu einem 
auch zukünftig hohen Versiegelungsgrad des Plangebiets führt. Gleichwohl wird in der 
Vorhabenbeschreibung der Grundsatz aufgenommen, dass grundsätzlich Regenwasser 
unbelasteter Flächen nach Möglichkeit vor Ort zu belassen ist. 

Zu 3): 

Kenntnisnahme. Die Hinweise zur Ausbauplanung Planstraße/Knoten werden an den FB 66 
weitergegeben. Eine Berücksichtigung der Hinweise zur Überflutungsprüfung kann im 
Baugenehmigungsverfahren erfolgen. Der Durchführungsvertrag enthält hierzu entsprechende 
Regelungen, dass zur Bewältigung von Starkregenereignissen ein Überflutungsnachweis nach 
DIN 1986-100 zu erstellen und im Rahmen des Bauantragsverfahrens vorzulegen ist. Zudem ist 
eine Konzeption zur Bewältigung von Starkregenereignissen („Überflutung“) auf den privaten 
Grundstücksflächen je Bauphase in Abstimmung mit der Stadt zu erarbeiten und umzusetzen.  

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Stellungnahme wird zu Kenntnis genommen.  
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II/C 5: Fachbereich 37 – Schreiben vom 24.01.2023 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1): 

Kenntnisnahme. Die Information wird an den FB 66 weitergegeben. Eine Berücksichtigung kann im 
Rahmen der nachgelagerten Planungen sowie im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens 
erfolgen.  

Zu 2): 

Kenntnisnahme. Gem. der textlichen Festsetzung Nr. 8.2 sind die Feuerwehrzufahrten, 
Feuerwehrbewegungsflächen und -aufstellflächen von festen Einbauten freizuhalten.  

Zu 3): 

Kenntnisnahme. Gemäß der textlichen Festsetzung Nr. 10.7 ist über Verkehrsflächen bzw. 
Flächen mit Geh- und Fahrrechten ein Lichtraumprofil von mindestens 4 m einzuhalten. Darüber 
hinaus kann eine Berücksichtigung im Rahmen der nachgelagerten hochbaulichen Planung und 
Bauausführung bzw. im Baugenehmigungsverfahren erfolgen. Die Information wird an den 
Vorhabenträger zur Berücksichtigung im Rahmen der Planung und Bauausführung 
weitergegeben. 

Zu 4): 

Der Stellungnahme wird dahingehend gefolgt, dass die textliche Festsetzung Nr. 10.8 klarstellend 
überarbeitet wurde. Gemäß der Festsetzung muss die Fassadenbegrünung nicht 
zusammenhängend realisiert werden, sodass eine Berücksichtigung der Belange des 
Brandschutzes im Rahmen der nachgelagerten hochbaulichen Planung und Bauausführung bzw. 
im Baugenehmigungsverfahren erfolgen kann. Die Information wird an den Vorhabenträger zur 
Berücksichtigung im Rahmen der Planung und Bauausführung weitergegeben.  

Zu 5): 

Kenntnisnahme. Eine Berücksichtigung kann im Rahmen der nachgelagerten hochbaulichen 
Planung und Bauausführung bzw. im Baugenehmigungsverfahren erfolgen. Die Information wird 
an den Vorhabenträger zur Berücksichtigung im Rahmen der Planung und Bauausführung 
weitergegeben. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Stellungnahme wird gefolgt bzw. zur Kenntnis genommen.  
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II/C 6: Fachbereich 66 – Schreiben vom 26.01.2023 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1): 

Kenntnisnahme. Die textliche Vorhabenbeschreibung enthält in Abschnitt 2 zu 
Bauphase/Bauzwischenstand A bereits eine entsprechende Aussage. Der Durchführungsvertrag 
wird ebenfalls entsprechend angepasst. 

Zu 2): 

Der Stellungnahme wird gefolgt. Die textliche Vorhabenbeschreibung  
und der Durchführungsvertrag werden 
redaktionell ergänzt.  

Zu 3): 

Der Stellungnahme wird gefolgt.  

Die Abwicklung der Maßnahmen wurde geändert, u.a. wird zunächst eine Umfahrung für den 
Radverkehr eingerichtet, die Fuß-/Radwegebrücke wird vor Nutzungsaufnahme des ersten 
Hochbauabschnitts HA 1 gesamt hergestellt. Daher wurde die textliche Vorhabenbeschreibung 
an eine geänderte Abwicklung (Zusammenfassung von Hochbauabschnitte 1.1 und 1.2) 
angepasst. Die Problematik einer Unterbrechung des Verkehrs auf der Planstraße durch die 
Baumaßnahme zur Herstellung der Brücke besteht nicht mehr, da eine Verkehrsaufnahme auf 
der Planstraße erst nach vollständiger Herstellung der Fuß-/Radwegebrücke und zur 
Nutzungsaufnahme des ersten Bauabschnitts erfolgt.  

Zu 4): 

Der Stellungnahme wird gefolgt. Die zeichnerische Vorhabenbeschreibung wird redaktionell 
ergänzt.  

Zu 5): 

Der Stellungnahme wird gefolgt. Die zeichnerische Vorhabenbeschreibung wird redaktionell 
angepasst.  

Zu 6): 

Der Stellungnahme wird gefolgt. Der unverbindliche Plan der Außenanlagen wird angepasst. Die 
ausreichende Durchfahrtshöhe unter dem Vordach kann aufgrund des überhöhten 
Erdgeschosses in der weiteren Hochbauplanung ohne weiteres berücksichtigt werden. 

Zu 7): 

Der Stellungnahme wird dahingehend gefolgt, dass eine Ergänzung in den Durchführungsvertrag 
zur zulässigen Steigung der Planstraße aufgenommen wird.  

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Der Stellungnahme wird gefolgt. Die Vorhabenbeschreibung wird um entsprechende textliche 
Aussagen hinsichtlich der Fuß- und Radwegebrücke sowie der Verkehrsführung während der 
Errichtung dieser ergänzt. Zudem erfolgt eine redaktionelle Anpassung der zeichnerischen 
Vorhabenbeschreibung hinsichtlich des Bauzustandes des Knotenpunktes Planstraße / 
Europaring sowie der Zufahrtssymbole zur Tiefgarage. Der Plan der Außenanlagen wird 
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entsprechend der Stellungnahme angepasst. Der Durchführungsvertrag wird um eine zulässige 
Steigung der Planstraße ergänzt.  

Die restlichen Inhalte der Stellungnahme werden zur Kenntnis genommen 
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II/C 7: Fachbereich 32 – Schreiben vom 03.02.2023 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1): 

Kenntnisnahme.  

Zu 2): 

Der Anregung wird dahingehend gefolgt. dass eine entsprechende Regelung zur Gestaltung von 
Glasfassaden in den Durchführungsvertrag aufgenommen wird. Damit ist die Einhaltung der 
artenschutzrechtlichen Vorgaben sichergestellt.  

Zu 3): 

Der Anregung wird derart gefolgt, dass der Durchführungsvertrag um einen entsprechenden 
Passus zur Außenbeleuchtung ergänzt wird.  

Zu 4): 

Der Anregung wird nicht gefolgt. Die artenschutzrechtlich erforderlichen Maßnahmen werden 
festgesetzt. Darüberhinausgehende Maßnahmen können ggf. in Abstimmung zwischen Stadt und 
Vorhabenträger Berücksichtigung finden und werden an diese weitergeleitet. 

Zu 5): 

Der Anregung wird nicht gefolgt. Vorhandene Gehölze werden im Bereich der B8 soweit wie 
möglich erhalten. Auf die Erhaltung weiterer Bäume wird zugunsten der Neubebauung bzw. des 
Gestaltungskonzeptes für den Stadtplatz verzichtet.  

Zu 6): 

Kenntnisnahme. 

Zu 7): 

Kenntnisnahme.  

Zu 8): 

Kenntnisnahme.  

Zu 9): 

Kenntnisnahme. Es erfolgt eine redaktionelle Korrektur von Begründung und Umweltbericht 
hinsichtlich der erforderlichen Schutzabstände zu bestehenden Funkanlagen. 

Zu 10): 

Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Regelungen zu Standplätzen für Abfallbehälter sind in der 
textlichen Vorhabenbeschreibung als Bestandteil des VEP enthalten. Eine zeichnerische 
Festsetzung wird daher als nicht erforderlich erachtet. Die konkreten Standplätze können in 
Abstimmung mit dem zuständigen Entsorgungsbetrieb in der Hochbauplanung konkretisiert und 

festgelegt werden. Entsprechende Abstimmungen fanden bereits statt.  

Zu 11): 

Kenntnisnahme. 
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Zu 12): 

Kenntnisnahme. In den Durchführungsvertrag wird eine entsprechende Klausel zum Ausschluss 
von Ersatzansprüchen aufgrund von Schäden durch die Befahrung des südlichen Stadtplatzes 
aufgenommen.  

Zu 13): 

Kenntnisnahme. 

Zu 14): 

Kenntnisnahme. Die in den Festsetzungen des Bebauungsplans unter II Kennzeichnung 
enthaltenen Aussagen werden um das Erfordernis frühzeitiger Abstimmungen mit Unteren 
Abfallbehörde redaktionell ergänzt.  

Zu 15): 

Kenntnisnahme. Die Aussagen im Umweltbericht unter Kap. 2.3.9 werden redaktionell um 
entsprechende Aussagen hinsichtlich des Erfordernisses der Entnahme, Beprobung und 
Einstufung nach abfallrechtlichen Vorschriften ergänzt.  

Zu 16): 

Kenntnisnahme. Eine entsprechende Beprobung erfolgt selbstverständlich im Zuge der 
Rückbaumaßnahme. Im Rahmen des Bebauungsplanes werden verbal-deskriptive Aussagen für 
ausreichend erachtet.  

Zu 17):  

Kenntnisnahme. Die Information wird an den Vorhabenträger weitergegeben.  

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Der Stellungnahme hinsichtlich Kollisionsschutz an Glasfassaden sowie zur insektenfreundlichen 
Beleuchtung wird gefolgt.  

Der Stellungnahme zu Arten- und Naturschutzmaßnahmen (Ersatzquartiere für Fledermäuse, 
Erhalt von Besatndsbäumen) sowie zu Standplätzen von Abfallbehältern wird nicht gefolgt.  

Die restlichen Inhalte der Stellungnahme werden zur Kenntnis genommen.  
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II/C 8: Fachbereich 67 – Schreiben vom 03.02.2023 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1): 

Kenntnisnahme. Die Anregung betrifft die zum Bebauungsplan nachgelagerte Genehmigungs- 
bzw. Ausführungsplanung. Die Begründung wird um eine entsprechende Aussage ergänzt. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/C 9: Fachbereich 36 – Schreiben vom 11.01.2023 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1): 

Kenntnisnahme.  

Die Flächen des Vorhaben- und Erschließungsplans sowie der Heinrich-von-Stephan-Straße 
liegen gänzlich in dem markierten Bereich, für den eine Luftbildauswertung durchgeführt wurde.  

Lediglich ein kleinerer Teilbereich des Europarings nördlich der bestehenden Fußgängerbrücke 
liegt nicht in dem markierten Bereich. Dies betrifft jedoch nur geringfügige Angleichungen der 
Fahrbahn im Bereich des bestehenden Europarings.  

Da bereits ein entsprechender Hinweis zu Kampfmitteln in den Bebauungsplan aufgenommen 
wurde, wird zum jetzigen Verfahrensstand des Bebauungsplans kein Handlungsbedarf gesehen. 
Der Hinweis wird redaktionell derart angepasst, dass eine Überprüfung der Gesamtfläche des 
Bebauungsplanes empfohlen wird.  

Das aktuelle Merkblatt, überlassen vom Fachbereich 36 und im Anhang der Stellungnahme, wird 
dem Vorhabenträger zugeleitet.  

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 


